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Offentliche Stadt BEdbUlrg

Bekanntmachung
Der Burgermeister

Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. vereinf. Anderung
Sudlicher Teilbereich zwischen Oberschlager StraRe und Bedburger Schweiz
vom 22.05.2017

hier: Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 des
Baugesetzbuches (BauGB) mit Bekanntmachungsanordnung vom
22.05.2017

Der Rat der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 09.05.2017 folgenden Beschluss
gefasst:

a) Der Rat der Stadt Bedburg fiihrt (ber die im Wege der Offenlage nach § 3 Abs. 2
und § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen
eine Abwégung durch und fasst hieriiber einzelne Beschliisse geméall Anlage ,Ab-
wégunagsliste’.

b) Fiir den Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. Anderung - siidlicher Teilbereich
zwischen Oberschlager Stralle und Bedburger Schweiz - wird der Satzungsbe-
schluss nebst Begriindung und dazugehérigen Anlagen geméal3 § 10 Abs. 1 BauGB,
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414),
zuletzt geédndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBI. | S.
1722), gefasst.

Ferner wird die Verwaltung beauftragt, den Plan zur Erlangung der Rechtskraft im
Amtsblatt des Rhein-Erft-Kreises bekannt zu machen.

Das Plangebiet der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12 / Bedburg — siidlicher
Teilbereich zwischen Oberschlager StralRe und Bedburger Schweiz liegt im Ortsteil
Bedburg und hat eine GréRe von ca. 3.613 m2. Der Bereich der 5. Anderung besteht
aus Teilen des Flurstucks 1062, Flur 1, Gemarkung Bedburg. Der Geltungsbereich
ist als heutiger Grunstreifen zwischen der Oberschlager Strale im Osten und der
Bedburger Schweiz im Westen gelegen. Nérdlich schlielRt der nicht durch die 5. An-
derung beanspruchte Grinstreifen bis zur Ludwig-Uhland-Stralle an und im Suden
verlauft der Leitweg.

Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entneh-
men.

Durch die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12 soll die Errichtung eines Spiel-
platzes auf der bestehenden Grunflache vorbereitet und planungsrechtlich gesichert
werden.

Bekanntmachungsanordnung

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 12 / Bedburg, 5. vereinfachte An-
derung wird hiermit gemal § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 4
BekanntmVO und § 14 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Bedburg ortsublich 6ffent-
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lich bekannt gemacht. Es wird bestatigt, dass der Wortlaut der Bekanntmachung mit

dem Beschluss des Rates der Stadt Bedburg vom 09.05.2017 Ubereinstimmt und
dass nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren worden ist.

Dieser Bebauungsplan kann einschlielllich seiner Begrindung ab sofort bei der
Stadtverwaltung Bedburg, Rathaus Kaster, Zimmer 204, Am Rathaus 1, 50181 Be-
dburg, wahrend der Dienstsprechzeiten, montags bis freitags von 08:30 Uhr bis
12:00 Uhr, montags und donnerstags von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr sowie dienstags
von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr von Jedermann eingesehen werden. Uber den Inhalt
des Bebauungsplanes und der Begrindung nebst Anlagen wird auf Verlangen Aus-
kunft erteilt.

Inkrafttreten

Mit dieser oOffentlichen Bekanntmachung, die an Stelle der sonst fur Satzungen vor-
geschriebenen Veroffentlichung erfolgt, tritt der Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5.
vereinfachte Anderung gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft.

Es wird gem. § 2 Abs. 4 Nr. 3 BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO NW darauf hinge-
wiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieses
Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-
verfahren wurde nicht durchgeflhrt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flachennut-
zungsplan ist nicht ordnungsgemalf offentlich bekannt gemacht worden,

c) der Burgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet,

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenuber der Stadt vorher gerugt und
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Hinweise:

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB Uber die
Entschadigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermogensnachteilen
sowie die Falligkeiten und das Erldschen entsprechender Entschadigungsanspriiche
wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Entschadigungsberechtigte
Entschadigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten
Vermogensnachteile eingetreten sind. Er kann die Falligkeit des Anspruches dadurch
herbeifiihren, dass er die Leistung der Entschadigung schriftlich bei dem Entschadi-
gungspflichtigen beantragt. Ein Entschadigungsanspruch erlischt, wenn nicht inner-
halb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten
Absatz bezeichneten Vermogensnachteile eingetreten sind, die Falligkeit des An-
spruches herbeigefihrt wird.

2. Hinweis gemaR § 4a Abs. 6 BauGB:
Stellungnahmen, die im Verfahren der Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung (vgl.
§§ 3 und 4 BauGB) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, kénnen bei der Be-
schlussfassung Uber den Bauleitplan unbertcksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde
deren Inhalt nicht kannte und nicht hatte kennen missen und deren Inhalt fir die
RechtmaRigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.

3. Hinweis gem. § 47 Abs. 2a VWGO (Verwaltungsgerichtsordnung):
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Der Antrag einer naturlichen oder juristischen Person, der einen Bebauungsplan oder

eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 oder § 35 Abs. 6 BauGB zum Ge-
genstand hat, ist unzulassig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendun-
gen geltend macht, die sie im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2
BauGB) oder im Rahmen der Beteiligung der betroffenen Offentlichkeit (§ 13 Abs.2
Nr. 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB) nicht oder verspatet geltend gemacht hat, aber
hatte geltend machen kénnen, und wenn auf diese Rechtsfolge im Rahmen der Be-
teiligung hingewiesen worden ist. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214
Abs. 2a BauGB beachtlich sind.

Gemal § 215 BauGB werden
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine Berilcksichtigung eines § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften Uber das Verhaltnis des Bebauungsplanes und des Flachennutzungsplanes
und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mangel des Abwagungsvorganges
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des
Flachennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegentber der Stadt Bedburg
unter Darlegung des die Verletzung begriindeten Sachverhalte geltend gemacht wor-
den sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beacht-
lich sind.

Bedburg, 22.05.2017
Stadt Bedburg
Der Burgermeister

gez.

(Sascha Solbach)
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Lageplan zum Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. Anderung — siidlicher Teil-

bereich zwischen Oberschlager StraRe und Bedburger Schweiz (ohne MaR-

stab)
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Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. Anderung - Siidlicher Teilbereich
zwischen Oberschlager Strae und Bedburger Schweiz
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Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. Änderung - Südlicher Teilbereich zwischen Oberschlager Straße und Bedburger Schweiz
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Rechteck
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Übersichtsplan
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Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. Änderung
Datum: 10.04.2017
Fachdienst 5 - Stadtplanung Bauordnung und Wirtschaftsförderung
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Text-Box
Aufstellungsbeschluss
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat am 29.11.2016 gem. § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13 BauGB beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. Änderung aufzustellen. 

Am 07.03.2017 wurde der Planentwurf und seine Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 BauGB beschlossen.

Bedburg, den _________     Bürgermeister ________________

                                              Ratsmitglied   _________________
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Text-Box
Offenlegung und Beteiligung der Behörden
Dieser Bebauungsplanentwurf hat mit der Begründung gem. § 3 Abs. 2 BauGB für die Daeuer eines Monats in der Zeit vom 22.03.2017 bis einschließlich 26.04.2017 zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegen.
Ort und Dauer der Auslegung wurden am 14.03.2017 mit dem Hinweis ortsüblich bekannt gemacht, dass Stellungnahmen zu dem Änderungsentwurf während der Auslegungsfrist vorgebracht werden können. In dieser Bekanntmachung wurde zudem den weiteren Hinweisbestimmungen nach § 3 Abs. 2 BauGB nachgekommen.
Den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde mit Schreiben vom 10.03.2017 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben (gem. § 4 Abs. 2 BauGB).

Bedburg, den _____________     Bürgermeister ________________

                                                      Ratsmitglied    ________________
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Satzungsbeschluss
Der Rat der Stadt Bedburg hat am __________ den Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. Änderung gem. § 24 der Stadtordnung von Nordrhein-Westfalen und gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Bedburg, den ________    Bürgermeister _____________



                                           Ratsmitglied _____________
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Bekanntmachung
Der Beschluss des Bebauungsplanes als Satzung ist am __________ gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht worden, mit dem Hinweis, dass der Bebauungsplan während der Dienststunden bei der Stadt Bedburg von jedermann eingesehen werden kann.

Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan am 

___________ in Kraft getreten.

Bedburg, den ___________  


Bürgermeister __________________
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1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Nr. 15 BauGB)
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 12 / Bedburg, 5. Änderung wird gemäß Eintrag in die Planzeichnung folgende Art der baulichen Nutzung festgesetzt:

Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz
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Text-Box
Baugesetzbuch i.d.F.d. Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBI. I S. 1722).
Baunutzungsverordnung i.d.F.d. Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. I. S. 132), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBI. I. S. 1548).
Gemeindeordnung NRW i.d.F.d. Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV NRW 2016 S. 966).
Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 i.d.F.d. Bekanntmachung vom 22.01.1991 (BGBI. I. S. 58).
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Offentliche Stadt BEdbUlrg

Bekanntmachung
Der Burgermeister

Bebauungsplan Nr. 17 / Bedburg, 5. Anderung
Leitweg — Zwischen den Lindchen
vom 22.05.2017

hier: Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 des
Baugesetzbuches (BauGB) mit Bekanntmachungsanordnung vom
22.05.2017

Der Rat der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 09.05.2017 folgenden Beschluss
gefasst:

a) Der Rat der Stadt Bedburg fiihrt (iber die im Wege der Beteiligungsschritte nach

§ 3 Abs. 1 und 2 sowie § 4 Abs. 1 und 2 eingegangenen Stellungnahmen eine Ab-
wégung durch und fasst hieriiber einzelne Beschliisse geméall Anlage ,Abwégungs-
liste’.

b) Fiir den Bebauungsplan Nr. 17 / Bedburg, 5. Anderung - Leitweg - Zwischen den
Lindchen - wird der Satzungsbeschluss nebst Begriindung und dazugehérigen Anla-
gen gemél3 § 10 Abs. 1 BauGB, in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geédndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
20. Oktober 2015 (BGBI. | S. 1722), gefasst.

Ferner wird die Verwaltung beauftragt, den Plan zur Erlangung der Rechtskraft im
Amtsblatt des Rhein-Erft-Kreises bekannt zu machen.

Das Plangebiet der 5. Bebauungsplananderung befindet sich am westlichen Sied-
lungsrand von Bedburg, zwischen der Pro 8 Pflegeeinrichtung, dem Leitweg und im
Siden einem dazu annzhernd parallel verlaufenden Feldweg. Ostlich grenzt die
Wohnbebauung um die Offenbachstrale / Brucknerstralde an, westlich landwirt-
schaftlich genutzte Flachen. Das Plangebiet umfasst das komplette Flurstick 517
aus Flur 2 sowie die Parzellen 424 und 425 (ebenfalls Flur 2) Gemarkung Bedburg.
Des Weiteren wurde das Flurstick 512, Flur 2 (zwischen der Parzelle 517 und 510
gelegen) in den Geltungsbereich Gbernommen.

Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entneh-
men.

Entsprechend den planungsrechtlichen Vorgaben des Flachennutzungsplans, der
Nachfrage an Wohngrundsticken und der umgebenden Bebauung ist die Entwick-
lung eines Wohngebietes in dem beschriebenen Bereich Planungsabsicht.

Bekanntmachungsanordnung

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 17 / Bedburg, 5. Anderung wird
hiermit gemaR § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 4 BekanntmVO
und § 14 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Bedburg ortsublich 6ffentlich bekannt
gemacht. Es wird bestatigt, dass der Wortlaut der Bekanntmachung mit dem Be-
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schluss des Rates der Stadt Bedburg vom 09.05.2017 Ubereinstimmt und dass nach

§ 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren worden ist.

Dieser Bebauungsplan kann einschlielllich seiner Begrindung ab sofort bei der
Stadtverwaltung Bedburg, Rathaus Kaster, Zimmer 204, Am Rathaus 1, 50181 Be-
dburg, wahrend der Dienstsprechzeiten, montags bis freitags von 08:30 Uhr bis
12:00 Uhr, montags und donnerstags von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr sowie dienstags
von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr von Jedermann eingesehen werden. Uber den Inhalt
des Bebauungsplanes und der Begrindung nebst Anlagen wird auf Verlangen Aus-
kunft erteilt.

Inkrafttreten

Mit dieser offentlichen Bekanntmachung, die an Stelle der sonst fir Satzungen vor-
geschriebenen Veroffentlichung erfolgt, tritt der Bebauungsplan Nr. 17 / Bedburg, 5.
Anderung gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft.

Es wird gem. § 2 Abs. 4 Nr. 3 BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO NW darauf hinge-
wiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieses
Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-
verfahren wurde nicht durchgefuhrt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flachennut-
zungsplan ist nicht ordnungsgemal 6ffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Burgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet,

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenuber der Stadt vorher gerigt und
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Hinweise:

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB Uber die
Entschadigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermdgensnachteilen
sowie die Falligkeiten und das Erléschen entsprechender Entschadigungsanspriche
wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Entschadigungsberechtigte
Entschadigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten
Vermogensnachteile eingetreten sind. Er kann die Falligkeit des Anspruches dadurch
herbeiflhren, dass er die Leistung der Entschadigung schriftlich bei dem Entschadi-
gungspflichtigen beantragt. Ein Entschadigungsanspruch erlischt, wenn nicht inner-
halb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten
Absatz bezeichneten Vermdgensnachteile eingetreten sind, die Falligkeit des An-
spruches herbeigeflihrt wird.

2. Hinweis gemaR § 4a Abs. 6 BauGB:
Stellungnahmen, die im Verfahren der Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung (vgl.
§§ 3 und 4 BauGB) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, kénnen bei der Be-
schlussfassung Uber den Bauleitplan unberticksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde
deren Inhalt nicht kannte und nicht hatte kennen missen und deren Inhalt fir die
RechtmaRigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.

3. Hinweis gem. § 47 Abs. 2a VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung):



9
Der Antrag einer naturlichen oder juristischen Person, der einen Bebauungsplan oder

eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 oder § 35 Abs. 6 BauGB zum Ge-
genstand hat, ist unzulassig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendun-
gen geltend macht, die sie im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2
BauGB) oder im Rahmen der Beteiligung der betroffenen Offentlichkeit (§ 13 Abs.2
Nr. 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB) nicht oder verspatet geltend gemacht hat, aber
hatte geltend machen kénnen, und wenn auf diese Rechtsfolge im Rahmen der Be-
teiligung hingewiesen worden ist. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214
Abs. 2a BauGB beachtlich sind.

Gemal § 215 BauGB werden
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine Berilcksichtigung eines § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften Uber das Verhaltnis des Bebauungsplanes und des Flachennutzungsplanes
und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mangel des Abwagungsvorganges
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des
Flachennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegenlber der Stadt Bedburg
unter Darlegung des die Verletzung begriindeten Sachverhalte geltend gemacht wor-
den sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beacht-
lich sind.

Bedburg,
Stadt Bedburg
Der Burgermeister

gez.

(Sascha Solbach)



10
Ubersichtsplan: Plangeltungsbereich BP 17 / Bedburg, 5. Anderung (ohne

MaRstab)

Geltungsbereich
BP 17 / Bedburg,
5. Anderung
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A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 8. FLACHEN FUR BESONDERE ANLAGEN UND VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ Sta dt

bib VOR SCHADLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN GEM. § 9 (1) NR 24 BAUGB

o) 1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB Fur die in der Planzeichnung gekennzeichneten Larmpegelbereiche 1l sind die Anfor- B e d b u r
. . . derungen an die Luftschalldammung von AuRRenbauteilen fur den Larmpegelbereich llI
1.1 Allgemeine Wohngebiete (WA 1- 4) gem. § 4 BauNVO i.V.m. § 1 BauNVO gemaR Tabelle 8, DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" Ausgabe November 1989
(1)  Zulassige Arten von Nutzungen gem. § 4 Abs. 2 BauNVO: (Herausgeber: DIN Deutsches Institut fir Normung e. V.) einzuhalten. Fur Biroraume Bebau U ngSplan N r 1 7
. Wohngebaude muss das erforderliche resultierende Schalldammalf} R ‘w,res fur die Aullenbauteile von .
. . . n . . . . . . " L ] | ] "
. die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und Speise- baulichen Anlagen mindestens 30 dB und fir Aufenthaltsraumen von Wohnungen min- g
wirtschaften sowie nicht storende Handwerksbetriebe destens 35 dB betragen. Soweit es sich bei den betroffenen Raumen um Schlafraume 5 . Ande ru n ZWISCh e n de n LI ndCh e n
. Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche und Kinderzimmer handelt, die ausschlieRlich Uber die genannten Gebaudeseiten ent- RECHTSGRUNDLAGEN:
Zwecke liftet werden, ist zusatzlich der Einbau schallgedammter Lifter vorzusehen, deren o Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. I, S. 2414), zuletzt
Schallddmmmal den Anforderungen der DIN 4109 entspricht. 5 : : T ’
(2)  Ausnahmsweise kénnen zugelassen werden gem. § 4 Abs. 3 BauNVO: 9 p geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBI. |, S. 1722).
Betriebe des Beherb b Durch eine Einzelfallprifung im Baugenehmigungsverfahren ist gemaR Runderlass des o Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBI. I, S. 132),
WA 4 ) S(()enrsl(tei : nﬁ:sht seté(:(;n(ceifggjgriv;ﬁ;t(ribe Ministeriums fir Bauen und Wohnen vom 24.09.90 die ausreichende Luftschalldam- zulgtzt geandert dyrch Artikel 3 c_i_es Gesetzes zur Stérkung.der Innenentwicklung in den Stadten und Gemeinden und
9 mung der AuRenbauteile zum Schutz gegen einwirkenden AuRenlarm nachzuweisen. weiteren Fort(intwwk-lung des St-adtebaurechts vom 11 Juni 20_13 (BGBI. 1, S. 1548). _
03| ©) Nt ussige Aen von Notzungen gom. § 1 Abs. 6 SauNVO: e e B e 0 P . 2
. nach DIN 4109 zu erfolgen. Hierzu kann die Vorlage einer Bescheinigung eines von Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. 1 S 1505) ’ TR '
IV I . Anlagen fur Verwaltungen . . i ) : RS :
SD/PD/FD - Gartenbaubetriebe der Landesregierung anerkannten Sachverstandigen fur Schallschutz gefordert wer e Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein - Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli
. Tankstellen den. 1994 (GV. NRW S. 666 ff.), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496).
FH=89,0m Es konnen Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen werden, soweit
2.  MASS DER BAULICHEN NUTZUNG GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB durch den Sachverstandigen nachgewiesen wird, dass geringere MalRnahmen ausrei- &emarkung; Bedburg Flur: 2 /
,\(,2/ 2.1 Hohe der baulichen Anlagen gem. § 16 (2) Nr. 4 u. § 18 BauNVO chen.
S Die Héhe der baulichen Anlagen ist als maximal zulassige First- bzw. Traufhéhe fest- Die DIN 4109 wird mit dem Bebauungsplan zur Einsichtnahme vorgehalten.
gesetzt (siehe Planzeichnung). B. GESTALTUNGSFESTSETZUNGEN GEM. § 86 LANDESBAUORDNUNG NRW IN MaBstab 1:500  r—m , , , ,
Bezugspunkt: VERBINDUNG MIT § 9 ABS. 4 BAUGB 0 5 10 20 30 40 50
Die Bezugshohen flr 2.1 beziehen sich auf das Hohensystem NN 1993, 9.1 Dachgestaltung
Definition Trauf-/First-/ Gebaudehdhe: 9.1.1 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind, auler bei Pultdachern, geneigte Dacher / . \
W Firsthéhe: maBgebend ist die Dachkante (eingedecktes Dach). Bei Flachdéchern ist mit einer Dachneigung zwischen 15° und 45° zuléssig. Bei Pultdéchern ist eine maximale g‘g tﬁr)‘?\lr'\ﬁagaﬂg;?a“"‘:he” Nutzung Planun%egl’..NEtzu?.QSﬁgg 'unhgen’ MaBnah-
maRgebend die Oberkante des Gebaudes. Dachneigung von 20° zulassig. Des Weiteren sind ortlich begrenzt zusatzlich Flachda- . men una Flachen tur Viabnanmen zum
. . . . . cher zulassig. , , Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Q WA 3 Traufhche: maligebend ist der Schnittpunkt der AuRenwandaulienflachen mit der Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO) Natur und Landschaft
-1l 0,4 (,)'\, Q Dachoberflache (Oberkante Dachhaut). Untergeordnete Dachteile wie Zwerchgiebel, Gauben sowie Anbauten bis zu einer Fla- GeschoBflichenzahl GFZ als HéchstmaB
< m 0 ) ) } che von 1/3 der Gesamtgebaudegrundflache sowie Nebenanlagen und Garagen durfen (§ 18 BauNVO) §9 (1) Nr. 20, 25 und (6) BauGB
o) I SD/PD/FD \/& ) 4 3. UBERBAUBARE GRUNDSTUCKSFLACHE GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB IL.V.M. auch mit einer geringeren Dachneigung oder als Flachdach ausgefiihrt werden. )
0 § 23 BAUNVO 0,4 Grundflachenzahl GRZ (§ 19 BauNVO) E:E U Flich Anofi
FH=87.0m C o} SD/PD/FD . . L . N 9.1.2 Die Summe der Zwerchgiebel, Gauben, sonstigen Dachaufbauten und Dacheinschnitte . mgrenzung von Flachen zum Anptlianzen
TH = ! Q Die in der Planzeichnung mit einer Tiefe von 12,0 m festgesetzten Baugrenzen konnen darf zwei Drittel der ieweiliqen Trauflanae nicht tiberschreiten Il Anzahl der Vollgeschosse als HochstmaB von Baumen, Strauchern und sonstigen
H=840m < FH=865m auf der den Vorgartenbereichen abgewandten Rickseite durch Terrassen, Terrassen- J g g ’ (§ 20 BauNVvO) Bepflanzungen
8\’ TH=835m uberdachungen und eingeschossige Wintergarten um max. 4,0 m Uberschritten werden - 9.2 Werbeanlagen @ Anzahl der Vollgeschosse, zwingend §9 (1) Nr.25a BauGB
S ' falls keine anderslautenden Festsetzungen dem entgegen stehen. In den Baugebieten Werbean| it hr als 1 m? Elach 58 i Werbeanl it Wechsel (§ 20 BauNVO)
FH=855m S bfb(o mit einer Tiefe von 14,0 m ist diese Uberschreitung um max. 2,0 m zulassig. Lairf iZZ?gﬁngLtgﬁdru:;ulésgg achengrol>e sowie vverbeaniagen mi ecnsel, [1-111 Anzahl der Vollgeschosse als Mindest- und Sonstige Festsetzungen
) - . HoéchstmaB (§ 20 BauNVO)
TH=815m Die gem. Landesbauordnung notwendigen Abstandsflachen bleiben davon unberuhrt.
9.3 Einfriedungen FH =87,0 m zulassige Firsthhe als HochstmaB r====»  Umgrenzung von Flachen fiir Nebenanlagen,
.. Do . . . . . . t----'  Stellplatze, Garagen und Gemeinschafts-
4. GARAGEN, OFFENE UND UBERDACHTE STELLPLATZE GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 Grundstiickseinfriedungen zu offentlichen Verkehrsflachen im Vorgartenbereich sind TH-830m zulassige Traufhohe als Hochstmas anlagen §9 (1) Nr.4 BauGB
BAUGB I.V.M. § 12 ABS. 6 BAUNVO ausschlieSlich bis zu einer maximalen Hohe von 1,0 m zulassig. Als Vorgartenbereich Zweckbestimmung:
. . . . . . . Bodensenkungsgebiet: ’
@ Garagen und iiberdachte Stellplatze (Carports) sind nur innerhalb {iberbaubarer Flachen gilt die Flla%he 2w 'SCE‘?: S;Irflﬂﬁnbgg;enzslngshr.ni und ()jahlnterllegenden vorderen Bau- IIZE)as H('Lhegsys}:emh weicht vom '\rlxl%ngnsalhéher;bﬁzug;lsystegnl NHN ab. Ca Carports Ga Garagen
: - - oo . : : renze (siehe gepunktete Flachen in der Planzeichnung): s wurde das Héhensystem eingefiihrt. Alle im Plan
und in dgn dafur festgesetztgn Flachen zulassig. Garagen missen von |hr(.ar.Zufah_r_'tss.e|- 9 gep 9 angegebenen Hohen beziehen sich auf dieses System. Grenze des raumlichen Geltungsbereichs
te her mindestens 5,0 m hinter der angrenzenden Strallenbegrenzungslinie zurlcklie- An ubrigen Grundstiicksgrenzen zu offentlichen Verkehrsflachen sind Einfriedungen als des Bebauungsplanes
N gen. offene Zaunkonstruktionen bis zu 2,00 m Hohe zulassig. Als offene Zaunkonstruktionen B . Baulini B o
<o o ) ) ) gelte.n SF)Iche mit ei.nem I._ochanteil von mindestens 50 % pro m? Zaunflé?he. Andersarti- (§glz¥;,?\llrs.2,8aﬁ(l§JBl?len, augrenzen e Q:v?/r?jlzsulr:ﬂga Egtseéiihézﬂ:E:T;ran\LletJ?;Sr?gen
5. HOCHSTZULASSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN IN WOHNGEBAUDEN GEM. § 9 ge Einfriedungen sind mind. 0,75 cm von der Grundstlicksgrenze abzuricken und dau-
ABS. 1 NR. 6 BAUGB erhaft zur Verkehrsflache hin abzupflanzen. = Baugrenze (§ 23 BauNVO) SD Satteldach
Die hochstzulassige Zahl der Wohnungen wird wie folgt festgesetzt: . PD Pultdach
o] offene Bauweise (§ 22 BauNVO)
WA 1/WA2: max. 2 Wohnungen je Wohngebaude C. HINWEISE FD Flachdach
’ . . Bodendenkmalschutz ﬁ nur Einzel- und Doppelh&user zulassig acnaac
WA 3/WA4: max. 8 Wohnungen je Wohngebaude . ) . . . (§ 22 BauNVvO) S tige K oh Darstell
Beim Auftreten archaologischer Bodenfunde oder Befunde ist die Stadt als Untere onstige kennzeichnungen u. barstellungen
Flache fiir Versickerung von 6. FESTSETZUNGEN FUR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR Denkmalbehorde oder der LVR — Amt fir Bodendenkmalpflege im Rheinland, Aufl3en-
e,,)e,Niederschlagswasser ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT GEM. § 9 (1) NR. 20 stelle Nideggen, Zehnthofstr. 45, 52385 Nideggen, Tel.: 02425/9039-0, Fax: Verkehrsflachen (§9 (1) Nr. 11 BauGB) m Larmpegelbereich Ill, §9 Abs. 5 BauGB
< BAUGB 02425/9039-199 unverziiglich zu informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zu- : (siehe textl. Festsetzungen Nr.8)
(1) Die MaBnahmen zur Beseitigung der Vegetation sind auRerhalb des Zeitraumes 1. nachst unverandert zu erhalten. Die Weisung des LVR — Amt fiir Bodendenkmalpflege I:I StraBenverkehrsflachen @ess  Grundwassermessstelle
Marz bis 30. September durchzufihren. Durch die zeitliche Begrenzung der Fla- im Rheinland fiir den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. .
cheninanspruchnahme wird vermieden, dass der Verbotstatbestand des § 44 Abs. StraBenbegrenzungslinie ,
1 Nr. 1 BNatSchG (unmittelbare Gefahrdung von Individuen inkl. ihrer Eier und Grundwassermessstelle der RWE Power AG — e geplante StraBengradiente
dv?lg?élséﬁli:%e:Igftgrt:al?r?tlfitts a) und b) der Vogelschutzrichtlinie 2009/147/EG fir Im Plangebiet befindet sich die aktive Grundwassermessstelle 82373 der RWE Power Flachen fur Versorgungsanlagen, furlc!|e %:I solante StraBenraumaestaliun
9 _ L ) _ . o . AG, die in der Planzeichnung eingetragen ist. Aktive Grundwassermessstellen sind un- Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung gep g g
(2) Sollte es aufgrund einer sukzessiven Flacheninanspruchnahme nicht moglich sein, ter dem Gesichtspunkt des Bestandschutzes zu erhalten bzw. wahrend eventueller sowie flr Ablagerungen o~ Grundstickssinteil
den in Abs. (1) dargestellten Zeitraum einzuhalten und sind deshalb Eingriffe in BaumaRnahmen zu sichern. Die jeweilige Zugénglichkeit fiir Grundwasserstandsmes- (§9 (1) Nr. 12, 14 BauGB) rundstucrseinteiung
den Vorhabenbereich zur Brutzeit notwendig, kann die Inanspruchnahme von Ge- e Entnah Grund | ist “hrleist
holzen, Vegetation und Boden nur nach einer vorher durchgefiihrten ékologischen sungen sowie Entnahmen von tsrundwasseranalysen 1St zu gewanrieisten. Gebaude
FH=865 Baubegleitung erfolgen. Diese muss durch eine Kontrolle des Vorhabenbereichs I:I Flache fur Versickerung von Niederschlags-
o m auf aktuell bebritete Nester durch einen Fachmann sicherstellen, dass es durch o wasser, offentlich ] Garage
TH=825m die Entnahme oder Beeintrachtigung von Vegetationsstrukturen nicht zur Tétung Bodenverhaltnisse
von Jungtieren oder zur Zerstorung von Eiern und genutzten Nestern kommt. Nur Das Plangebiet liegt iiber dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld ,Bedburg 1%. . .
wenn aufgrund der Ergebnisse dieser Kontrollen ausgeschlossen werden kann, Der Bereich des Planunasaebietes ist von durch SiimofunasmaBnahmen des Braun- Vorgarten (siehe textl. Festsetzungen Nr.9.3)
dass Individuen im Vorhabenbereich briiten (auch nicht planungsrelevante Arten), kohlenberab bedi 9 gG d bsenk bp ?f
kann die Inanspruchnahme von Vegetation und Boden erfolgen. ohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen.
Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb der

7. FLACHEN ZUM ANPFLANZEN VON BAUMEN, STRAUCHERN UND SONSTIGEN Braunkohlentagebaue, noch liber einen langeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine Zu-
: 4 BEPFLANZUNGEN GEM. § 9 ABS. 1 NR.25A BAUGB (PFLANZGEBOTE) nahme der Beeinflussung der Grundwasserstande im Planungsgebiet in den nachsten
) . : - ; WY - . . . . . . . Anlagen zum Bebauungsplan:
&2 : 5 . . . " Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand nicht auszuschliel3en. Ferner ist nach Beendi-
71 A_I:llage einer frelwachser?_de__n H_ecke |nnerhaI|:_) der Garten entlang der gung der bergbaulichen Sumpfungsmafinahmen ein Grundwasseranstieg zu erwarten - Begriindung vom 15.02.2017
suidwestlichen und der siidostlichen Plangebietsgrenze : - Umweltbericht vom 11.11.2016
Zur naturnahen Eingriinung und zur Verbesserung der Struktur- und Artenvielfalt ist in- Bei den"A.bdichtL.mgsmaBnah_r_nen. ist.der Wifaderanstie.g des Grundwasserstandes auf
nerhalb der Garten entlang der siidwestlichen und der siidostlichen Plangebietsgrenze das natirliche Niveau zu beriicksichtigen. Die Vorschriften der DIN 18195 ,Bauwerks-
(s?;ah;e ecijngt(tatra.gerr:e F(-I;é(;]hﬁn zuc;n ,;r:tpfla:.nier;) einefI einreihigz fdreiwa;:hfstende rI]-I(thke abdichtungen” sind u beachten. BEARBEITUNG Datum: 15.02.2017
mit standorttypischen tsenolzen der Artenliste 1 zu pilanzen und dauerhait zu erhailten. Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung fir den Braunkohletagebau als auch bei .
™ Die Geholze sind mit einem Abstand von 1,50 m untereinander zu pflanzen. einem spateren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegun- PlanungsgrUppe MWM, Auf der Hls 128, 52068 Aachen, Tel.: 0241-938660
Die Umsetzung erfolgt im ersten Jahr nach Bezugsfertigkeit der jeweiligen Wohnhau- gen moglich. Diese konnen bei b?stimmten geologischen Situationen zu Schaden an N
ser. der Tagesoberflache fihren. Die Anderungen der Grundwasserflurabstande sowie die FUR DIE STADT BEDBURG
Artenliste 1- Maoglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei Planungen und Vorhaben Beriicksichti-
rienfiste 1. gung finden.
Feldah Al t
He' z o:] Ccerlcamtp;ef rle Kampfmittelbeseitigung
ainbuche arpinus betulus L _ . o o - .
K lkirsch c Auf die Moglichkeit des Vorhandenseins von Blindgangern bzw. Militareinrichtungen %t dass die Karten- Sg:;?lggasgfzce%u;§§ 5(1) BauGB E:ZZ:?E%?TJ?&LQSZ%% §3(1)\
ornelkirsche ornus mas des 2. Weltkrieges (Laufgraben) wird hingewiesen. Generell sind Bauarbeiten sofort grundlage mit der Darstellung des amtlichen durch Beschluss des Rates vomn und § 4(1) BauGB am ...........
Roter Hartriegel Cornus sanguinea einzustellen sofern Kampfmittel gefunden werden. In diesem Fall ist die zustandige ';it‘fgef‘sihaftstkel‘jtaStgrsb(Sta“d ﬁ) ...................... aufgestellt worden. vom Rat der Stadt Bedburg zur
. . ™ . . . . ereinstmmt. Der Bebauungsplan - Flanun o ") M
Haselnuss Corylus avellana Ordnungsbehorde, der Kampfmittelbeseitigungsdienst der Bezirksregierung Dusseldorf E‘basiért iln Seinerdigitmel;u,:(?m? auf dem i friihzeitigen Beteiligung
Weikd Crat oder die nachstgelegene Polizeidienststelle unverziiglich zu verstandigen. Koordinatensystem ETRS89/ UTM. Alle 50181 Bedburg, den ............. beschlossen.
eiitdorn rataegus monogyna e o iche Erderboiten mit erhobich e Bt . Begrenaungslinien sind enisprechend diesen | (iiiciinciciar ™ aismigiod)
Piaffenhiitchen Euonymus europaeus  (giftig) olgen zusatzliche Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie foor Ilna en geometrisch eindeutig Der Aufstellungsbeschluss ist am
) , Rammarbeiten, Pfahlgriindungen etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. estgelegt. ng
Liguster Ligustrum vulgare Bedbura. den ... | e ortstiblich bekanntgemacht
Heckenkirsche Lonicera xylosteum (giftig) Weitere Informationen befinden sich auf der Internetseite: Gr €8N vcevveee worden. 50181 Bedburg, den ..............
Schlehe Prunus spinosa www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/service/index.html. | [ = (ObVI) """""""" (Burgerme|ster)(Ratsmltglled) (Burgermelster)(Ratsmltglled)
Hunds-Rose Rosa canina Artenschutz Offenlegungsbeschluss Offenlage Satzungsbeschluss
FH=86.0m Korbweide Salix viminalis Eine Beleuchtung von Baustelle und Baumaschinen sowie den spateren Wohnhausern Dieser Plan wurde geméanB § 3(2) Dieser Plan hat gemaB § 3(2) und Dieser Bebauungsplan ist geméaB
7 und Verkehrswegen konnte Auswirkungen auf die Verbreitung nachtaktiver Insekten und § 4(2) BauGB am ............. §4(2) BauGB vom .............. bis § 10 BauGB vom Rat der Stadt
TH=820m 82373 é SD/PD Schwarzer Holunder ~ Sambucus nigra h N _ - . i vom Rat der Stadt Bedburg zur - offentlich ausgelegen. Bedburg am ............ als Satzung
aben. Dies wiederum kann sich auf das Nahrungsangebot fur Fledermause auswirken Die Offenlegung wurde am .......... beschlossen worden.
Wolliger Schneeball  Viburnum lantana ; . - . s : Offenlage beschlossen. e -
» FH=855m sowie Individuen irritieren. Wahrend der Bauzeit ist deshalb darauf zu achten, dass ei- ortsiiblich bekanntgemacht. Die
o TH = ’ Schneeball Viburnum opulus (giftig) ne evtl. notwendige Beleuchtung der Baustelle sowie die Strahler von Baumaschinen Trager offentlicher Belange wurden
=81,5m . : . . . . . mit Schreiben vom .......... von der
Pflanzqualitat: nicht in den Himmel oder ins weitere Umfeld abstrahlen. Um betriebsbedingte und so- Auslegung benachrichtigt.
. . mit dauerhafte Auswirkungen der StralRenbeleuchtung auf die Umgebung zu vermin-
& A SD/PD Strauch / Heister 2 x verpfl., ohne Ballen, Hohe: 100-150 cm / altern. 60-100 cm dern, wird die Verwendung von nicht diffusen Lichtquellen und insektenfreundlichen 50181 Bedburg, den ............... 50181 Bedburg, den ............... 50181 Bedburg, den ...............
Fh=8s Die Pflanzung ist vor Verbiss zu schiitzen. Der Aufwuchs zwischen den Gehdlzen ist in Leuchtmitteln (z.B. Natriumdampflampen, LEDs), ggf. auch die Abschirmung weit rei-
gt den ersten drei Jahren 3 - 4 x pro Jahr zu mahen. chender Lichtquellen (2.8. durch Schutzpflanzungen), empfohlen. Zur Lérmminderung (Btigermeistor) " (Ratsmitgiod) (Biirgermeister) (Birgermeisien " atsrigiod)
—oh sind Maschinen nach dem aktuellen Stand der Technik einzusetzen.
4"5‘. Moglichkeiten zur Niederschlagswasserbeseitigung
Es wird angeregt, weitere Moglichkeiten zur Niederschlagswasserbeseitigung zu nut-
zen, z.B. Reduzierung der versiegelten Flachen auf das absolut notwendige Mal, Ver-
wendung vom offenfugigem Pflaster bei Wege- und Hofflachen, die Anlage von Ein-
& staudachern, Griindachern, Teichen, Mulden oder Biotopen, Zisternen zur Sammlung /
* Zwischenspeicherung zur Nutzung u. a. zur Freianlagen- bzw. Gartenbewasserung,
zur Reinigung der Hofflachen etc. .
% <
O_) & @ BB44.00_ent20.dwg K /
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Offentliche Stadt BEdbUlrg

Bekanntmachung
Der Burgermeister

Bebauungsplan Nr. 33 / Bedburg, 8. vereinfachte Anderung
- Teilgebiet an der ErftstraBe / Verschonerung -
vom 22.05.2017

hier: Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 des
Baugesetzbuches (BauGB) mit Bekanntmachungsanordnung vom
22.05.2017

Der Rat der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 09.05.2017 folgenden Beschluss
gefasst:

a) Der Rat der Stadt Bedburg fiihrt (ber die im Wege der Offenlage nach § 3 Abs. 2
und § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen eine Abwégung durch und
fasst hiertiber einzelne Beschliisse geméal3 Anlage ,Abwégungsliste’.

b) Fiir den Bebauungsplan Nr. 33 / Bedburg, 8. Anderung — Teilgebiet an der Erft-
stralle / Verschénerung wird der Satzungsbeschluss nebst Begriindung und dazu-
gehédrigen Anlagen gemal3 § 10 Abs. 1 BauGB, in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 20. Oktober 2015 (BGBI. | S. 1722), gefasst.

Ferner wird die Verwaltung beauftragt, den Plan zur Erlangung der Rechtskraft im
Amtsblatt des Rhein-Erft-Kreises bekannt zu machen.

Far den sudlichen Teilbereich des Bebauungsplanes Nr. 33 / Bedburg soll, den Zie-
len der Innenentwicklung entsprechend, die Uberbaubare Grundsticksflache erwei-
tert und somit die Moglichkeit zur Errichtung eines freistehenden Gebaudes (hier:
Atelier) geschaffen werden.

Zur Umsetzung des Vorhabens ist eine Anderung des Ursprungsbebauungsplanes
Nr. 33 / Bedburg erforderlich, der fur den Bereich des geplanten Bauvorhabens keine
weiteren Uberbaubaren Grundsticksflachen festsetzt. Mit der Schaffung des neuen
Baurechts soll gleichzeitig die bereits bestehende bauliche Nutzung planungsrecht-
lich gesichert werden. Die Ausweisung zusatzlicher Flachen fur Wohnzwecke ent-
spricht dem stadtebaulichen Ziel, durch Nachverdichtung innerstadtische Flachen
einer Wohnnutzung zuzufuhren, um damit die Inanspruchnahme von Flachen, die
heute dem Landschaftsraum zuzuordnen sind, zu minimieren.

Der Geltungsbereich der 8. Anderung besteht aus den Flurstiicken 351 und 353, Flur
46, Gemarkung Bedburg. Dieser wird im Norden von der Stralde ,Verschonerung’, im
Osten von der Erftstralle, im Stden von einem Grundstick an der Erftstral3e, im
Westen von einem Grundstiick an der Strale ,Verschénerung‘ begrenzt. Ostlich des
Plangebietes verlauft unmittelbar neben der Erftstrale der Erftkanal.

Die genaue Abgrenzung ist der beigefiigten Ubersichtskarte zu entnehmen.
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Bekanntmachungsanordnung

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 33 / Bedburg, 8. vereinfachte An-
derung wird hiermit gemaly § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 4
BekanntmVO und § 14 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Bedburg ortsublich 6ffent-
lich bekannt gemacht. Es wird bestatigt, dass der Wortlaut der Bekanntmachung mit
dem Beschluss des Rates der Stadt Bedburg vom 09.05.2017 Ubereinstimmt und
dass nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren worden ist.

Dieser Bebauungsplan kann einschliellich seiner Begrindung ab sofort bei der
Stadtverwaltung Bedburg, Rathaus Kaster, Zimmer 204, Am Rathaus 1, 50181 Be-
dburg, wahrend der Dienstsprechzeiten, montags bis freitags von 08:30 Uhr bis
12:00 Uhr, montags und donnerstags von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr sowie dienstags
von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr von Jedermann eingesehen werden. Uber den Inhalt
des Bebauungsplanes und der Begrindung nebst Anlagen wird auf Verlangen Aus-
kunft erteilt.

Inkrafttreten

Mit dieser oOffentlichen Bekanntmachung, die an Stelle der sonst fur Satzungen vor-
geschriebenen Veroffentlichung erfolgt, tritt der Bebauungsplan Nr. 33 / Bedburg, 8.
vereinfachte Anderung gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft.

Es wird gem. § 2 Abs. 4 Nr. 3 BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO NW darauf hinge-
wiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieses
Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-
verfahren wurde nicht durchgeflhrt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flachennut-
zungsplan ist nicht ordnungsgemalf offentlich bekannt gemacht worden,

c) der Burgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet,

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenuber der Stadt vorher gerugt und
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Hinweise:

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB Uber die
Entschadigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermdgensnachteilen
sowie die Falligkeiten und das Erléschen entsprechender Entschadigungsanspriche
wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Entschadigungsberechtigte
Entschadigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten
Vermogensnachteile eingetreten sind. Er kann die Falligkeit des Anspruches dadurch
herbeiflhren, dass er die Leistung der Entschadigung schriftlich bei dem Entschadi-
gungspflichtigen beantragt. Ein Entschadigungsanspruch erlischt, wenn nicht inner-
halb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten
Absatz bezeichneten Vermdgensnachteile eingetreten sind, die Falligkeit des An-
spruches herbeigeflihrt wird.

2. Hinweis gemaR § 4a Abs. 6 BauGB:
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Stellungnahmen, die im Verfahren der Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung (vgl.

§§ 3 und 4 BauGB) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, kénnen bei der Be-
schlussfassung Uber den Bauleitplan unberticksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde
deren Inhalt nicht kannte und nicht hatte kennen missen und deren Inhalt fir die
RechtmaRigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.

Hinweis gem. § 47 Abs. 2a VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung):

Der Antrag einer naturlichen oder juristischen Person, der einen Bebauungsplan oder
eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 oder § 35 Abs. 6 BauGB zum Ge-
genstand hat, ist unzulassig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendun-
gen geltend macht, die sie im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2
BauGB) oder im Rahmen der Beteiligung der betroffenen Offentlichkeit (§ 13 Abs.2
Nr. 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB) nicht oder verspatet geltend gemacht hat, aber
hatte geltend machen kénnen, und wenn auf diese Rechtsfolge im Rahmen der Be-
teiligung hingewiesen worden ist. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214
Abs. 2a BauGB beachtlich sind.

Gemal § 215 BauGB werden
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine Berilcksichtigung eines § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften Uber das Verhaltnis des Bebauungsplanes und des Flachennutzungsplanes
und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mangel des Abwagungsvorganges
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des
Flachennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegentber der Stadt Bedburg
unter Darlegung des die Verletzung begriindeten Sachverhalte geltend gemacht wor-
den sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beacht-
lich sind.

Bedburg, 22.05.2017
Stadt Bedburg
Der Burgermeister

gez.

(Sascha Solbach)
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

21

2.2

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

Die in § 4 Abs. 3 BauNVO aufgefihrten ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes

2. sonstige nicht stdrende Gewerbebetriebe

3. Anlagen fir Verwaltungen

4. Gartenbaubetriebe

5. Tankstellen

sind gemaf § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes Nr. 33 / Bedburg, 8. vereinfachte
Anderung.

MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 18 BauNVO)
Grundflachenzahl (GRZ) (§ 9 Abs. 2 BauGB, § 19 Abs. 4 BauNVO)

Die nach § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO zuléssige Uberschreitung der Grundflachenzahl (GRZ) fiir Garagen und
Stellplatze mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO ist im Geltungsbereich dieses
Bebauungsplanes bis zu 25 von Hundert zulassig.

Hohe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 2 BauGB, § 18 BauNVO)

Die Hohenlage der baulichen Anlagen wird durch Festsetzungen der Trauf- und Firsthdhen bestimmt.
Bezugshohe der Hohenfestsetzungen ist die Oberkante des héchsten Punktes der Verkehrsflache, die
unmittelbar vor dem jeweiligen Grundsttick liegt.

Das Maf der Traufhéhe (TH) ergibt sich aus der Schnittlinie der AuRenflache der AuBenwand mit der Oberkante
Dachhaut. Das MaR der Firsthdhe (FH) ergibt sich aus der Hohe des obersten Gebaudeabschlusses. Bei Pult-
dachern entspricht die Traufe der Schnittlinie des niedrigeren aufgehenden Mauerwerks mit der Dachhaut, der
First der Schnittlinie des héheren aufgehenden Mauerwerks mit der Dachhaut. Bei Pultdachern kann die
angegebene Traufhdhe jeweils um maximal 0,50 m auf ganzer Lange Uberschritten werden.

Beschriankung der Zahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) sind maximal 2 Wohnungen (Wohneinheiten - WE) je
Wohngebaude zulassig. Die Doppelhaushalfte (DHH) gilt dabei als ein Gebaude.

Nicht iiberbaubare Grundstiicksflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 Abs. 5 BauNVO)

In den Vorgartenflachen sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sowie Anlagen, die nach
Landesrecht in den Abstandflachen zulassig sind, mit Ausnahme von nicht Gberdachten Stellplatzen,
Stlitzmauern, Einfriedungen und Abfallbehaltern, ausgeschlossen. Abfallbehélter sind einzuhausen oder allseitig
einzugrinen.

Der Anteil der Stellplatzflachen in Vorgarten darf 50 % der Gesamtflache nicht uberschreiten.

Vorgartenflachen werden begrenzt durch die vordere Baugrenze und deren seitliche Verlangerung bis zur

Grundstiicksgrenze.
Flachen fiir Stellpldtze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 Abs. 6 BauNVO)

Garagen und Carports miussen von ihrer Zufahrtsseite mindestens 5,00 m hinter der Stralenbegrenzungslinie
zurlckliegen.

Kennzeichnungen

1.

Uberschwemmungsgebiet

Das gesamte Plangebiet liegt innerhalb des prognostizierten Uberschwemmungsgebietes der Erft.

Baugrundverhiltnisse

Der gesamte Bereich des Bebauungsplanes liegt im Auebereich der Erft, in dem der natirliche Grundwasser-
spiegel nahe der Gelandeoberflache ansteht und der Boden humoses Bodenmaterial enthalten kann.

Wegen der Bodenverhaltnisse im Auegebiet sind bei der Bauwerksgriindung ggf. besondere bauliche
MaRnahmen, insbesondere im Griindungsbereich, erforderlich. Hier sind die Bauvorschriften der DIN 1054
,Baugrund - Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau', der DIN 18196 ,Erd- und Grundbau; Bodenklassifika-
tion fir bautechnische Zwecke' sowie die Bestimmungen der Bauordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu
beachten.

Das gesamte Plangebiet wird daher wegen der Baugrundverhéltnisse gemaf § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB als Flache

gekennzeichnet, bei deren Bebauung ggf. besondere bauliche MalRnahmen, insbesondere im Griindungsbereich,
erforderlich sind.

Hinweise

1.

Bodendenkmaler

Im Plangebiet liegen keine konkreten Indizien zu Bodendenkmalern vor. Trotzdem sind archaologische Funde
nicht auszuschliel3en. Die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes NRW, insbesondere die Anzeigepflicht
gemaR §§ 15 und 16 DSchG NRW, sind bei Bodenbewegungen und BaumaRnahmen zu beachten. Beim
Auftreten archaologischer Bodenfunde oder Befunde ist die Gemeinde als Untere Denkmalbehdrde oder das
Rheinische Amt fir Bodendenkmalpflege, Auf3enstelle Nideggen, Zehnthofstr. 45, 52385 Nideggen,

Tel. 02425 / 9039-0, Fax 02425 / 9039-199 unverziiglich zu informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind
zunachst unverandert zu erhalten. Die Weisung des Rheinischen Amtes flir Bodendenkmalpflege fiir den
Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.

2. Grundwasserverhaltnisse

Der natirliche Grundwasserspiegel stand nahe der Geldndeoberflache an und ist voriibergehend durch
kinstliche oder naturliche Einflisse abgesenkt worden. Nach Beendigung der Grundwasserabsenkungen
durch den Braunkohlenbergbau wird der oberste Grundwasserspiegel wieder seinen urspriinglichen flurnahen
Zustand erreichen, sofern nicht GegenmaflRnahmen getroffen werden. Bis heute liegt keine férmliche
Entscheidung vor, ob und inwieweit Gegenmaflinahmen zur kiinstlichen Niedrighaltung des Grundwasser-
spiegels zukunftig getroffen werden. Vor diesem Hintergrund wird es fir sinnvoll gehalten, im Interesse der
vorgesehenen Bauvorhaben von einem Grundwasserwiederanstieg auf die vor der Grundwasserabsenkung
herrschenden Grundwasserflurabstande auszugehen und geeignete AbdichtungsmaRnahmen nach den
Vorschriften der DIN 18195 ,Bauwerksabdichtungen' vorzusehen.
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung fir den Braunkohletagebau als auch bei einem spateren Grund-
wasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegungen mdglich. Diese kénnen bei bestimmten
geologischen Situationen zu Schaden an der Tagesoberflache fiihren. Die Anderungen der Grundwasserflur-
abstande sowie die Méglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei der Planung Berticksichtigung finden.

3. Hochwasserschutz

Die geplante Bebauung liegt innerhalb des prognostizierten Uberschwemmungsgebietes der Erft. Im Rahmen
des Baugenehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass die zu planenden Gebaude hochwasserangepasst
ausgefuhrt werden. Hierzu ist fir die Baukdrper die Wasserspiegellage des prognostizierten 100-jahrlichen
Hochwasserabflusses beim Erftverband zu erfragen und zu berticksichtigen.

4. Kampfmittel

Dem Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) liegen nach Auswertung der vorliegenden Luftbilder Hinweise auf
das Vorhandensein von Kampfmitteln bzw. Bombenblindgangern vor, da der Bereich im ehemaligen
Bombenabwurfgebiet / Kampfgebiet liegt. Deswegen wird eine geophysikalische Untersuchung angeregt.
Auch wenn Bodenuntersuchungen den Verdacht nicht bestatigen sollten, wird darauf hingewiesen, dass beim
Auffinden von Kampfmitteln bzw. Bombenblindgangern Erdarbeiten unverziiglich einzustellen sind und
umgehend die nachste Polizeidienststelle oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu benachrichtigen ist.
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgriindungen,

Verbauarbeiten etc., wird zusatzlich eine Sicherheitsdetektion empfohlen.

5. Erdbebengefahrdung

GemalR der ,Karte der Erdbebenzone und geologischen Untergrundklasse des Bundeslandes NRW', Juni
2006 zur DIN 4149 liegt das Plangebiet in der Erdbebenzone 2 in der Untergrundklasse S. Die Vorgaben der

DIN 4149 sind zu beachten.
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